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Satzung

des Landkreises Hildesheim

über die Erhebung von Gebühren

für Sondernutzungen an Kreisstraßen

vom 01. April 1982

Aufgrund der §§ 5 und 7 der Niedersächsischen Landkreisordnung (NLO) vom 18. Oktober 1977 (Nieders. GVBI. S. 522) und des § 21 des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) vom 24. September 1980 (Nieders. GVBI. S. 359), in den jeweils gültigen Fassungen, hat der Kreistag des Landkreises Hildesheim in seiner Sitzung am 25. März 1982 folgende Satzung beschlossen:

§ 1

Gebührentatbestand

Für den Gebrauch der Kreisstraßen über den Gemeingebrauch hinaus (Sondernutzung nach § 1 8 Abs. 1 NStrG) werden Gebühren erhoben. Zufahrten und Zugänge zu Kreisstraßen außerhalb der Ortsdurchfahrten gelten ebenfalls als Sondernutzung, wenn sie neu angelegt oder geändert werden. Eine Änderung liegt auch vor, wenn eine Zufahrt gegenüber dem bisherigen Zustand einem erheblich größeren oder einem andersartigen Verkehr als bisher dienen soll (§ 20 Abs. 2 NStrG).

§ 2

Gebührenbemessung

(1) Die Gebühren werden nach dem anliegenden Tarif erhoben; Sondernutzungen, die in dem Gebührentarif nicht aufgeführt sind, bleiben gebührenfrei.

(2) Bei Sondernutzungen, deren Ausübung bis zu einem Vierteljahr befristet ist, wird ein Viertel, bei länger befristeten Sondernutzungen wird für jedes angefangene Vierteljahr je ein Viertel der nach dem Gebührentarif errechneten Jahresgebühr erhoben. Die Gebühr wird auf halbe oder volle DM-, bzw. EURO-Beträge aufgerundet.

(3) Die Pflicht des Erlaubnisnehmers zum Kostenersatz und zur ordnungsgemäßen Errichtung und Unterhaltung von Anlagen, die mit der Sondernutzung verbunden sind (§ 18 Abs. 4 NStrG), bleibt unberührt.

§ 3

Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner sind

a)
der Antragsteller,

b)
der Sondernutzungsberechtigte, auch wenn er selbst den Antrag nicht gestellt hat,

c)
natürliche oder juristische Personen, die unerlaubt eine Sondernutzung ausüben.

(2) Sind mehrere Personen Gebührenschuldner, so haften sie als Gesamtschuldner.

(3) Steht eine Sondernutzung mit einem Anliegergrundstück in unmittelbarer Verbindung, so haftet auch der Grundstückseigentümer, wenn die Gebühr vom Schuldner nach Abs. 1 nicht erlangt werden kann.

§ 4

Entstehung der Gebührenschuld -

Fälligkeit der Gebühren

(1) Die Gebührenschuld entsteht

a)
für Sondernutzungen auf Zeit bei Erteilung der Erlaubnis für deren Dauer;

b)
für Sondernutzungen auf Widerruf erstmalig bei der Erteilung der Erlaubnis für das laufende Kalenderjahr, für nachfolgende Kalenderjahre jeweils am 1. Januar;

c)
für Sondernutzungen, für die bei Inkrafttreten dieser Satzung eine Erlaubnis bereits erteilt war, mit Inkrafttreten der Satzung, für nachfolgende Kalenderjahre jeweils am 1. Januar; aufgrund bisheriger Regelungen gezahlte Beträge sind anzurechnen;

d)
für unerlaubte Sondernutzung mit deren Beginn.

(2) Die Gebühren werden durch Gebührenbescheid erhoben. Sie sind einen Monat nach Zugang des Bescheides fällig. Für die nachfolgenden Jahre wird die Gebühr am 1. Februar fällig.

§ 5

Gebührenerstattung

(1) Wird eine auf Zeit erteilte Sondernutzung vorzeitig aufgegeben, besteht kein Anspruch auf Erstattung entrichteter Gebühren.

(2) Im voraus entrichtete Gebühren werden anteilmäßig erstattet, wenn die Sondernutzungserlaubnis aus Gründen widerrufen wird, die vom Gebührenschuldner nicht zu vertreten sind.

§ 6

Stundung, Herabsetzung und Erlaß

Stellt die Erhebung der Sondernutzungsgebühr im Einzelfall eine unbillige Härte dar, so kann der Landkreis Stundung, Herabsetzung oder Erlaß gewähren.

§ 7

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit dem Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.

Hildesheim, den 1. April 1982

Landkreis Hildesheim


Deike
Schöne


Landrat
Oberkreisdirektor

- - -

2. Änderungssatzung zur Satzung

 des Landkreises Hildesheim über die Erhebung von Gebühren

 für Sondernutzungen an Kreisstraßen vom 01.04.1982

Aufgrund der §§ 5 und 7 der Niedersächsischen Landkreisordnung (NLO) in der Fassung vom 22.08.1996 (Nieders. GVBl. S. 565) zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzausgleich und anderer Gesetze vom 12. März 1999 (Nieders. GVBl. S. 74) und des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG)  vom 24. Sept. 1980 (Nieders. GVBl. S. 359) zuletzt geändert durch Artikel 20 und 21 des Nieders. Rechtsvereinfachungsgesetzes vom 19. Sept. 1989 (Nieders. GVBl. S. 345) hat der Kreistag des Landkreises Hildesheim in seiner Sitzung am 11.07.2000 folgende Änderung der Satzung beschlossen:

Artikel 1

Der Gebührentarif  erhält die sich aus der Anlage ergebende Fassung.

Artikel 2

Diese Änderung der Satzung tritt zum 01.01.2001 in Kraft.

Hildesheim, den 11. Juli 2000

Baule

Landrätin

3. Änderungssatzung zur Satzung

 des Landkreises Hildesheim über die Erhebung von Gebühren

 für Sondernutzungen an Kreisstraßen vom 01.04.1982

Aufgrund der §§ 5 und 7 der Niedersächsischen Landkreisordnung (NLO) in der Fassung vom 22.08.1996 (Nieders. GVBl. S. 565) zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes über den Finanzausgleich und anderer Gesetze vom 12. März 1999 (Nieders. GVBl. S. 74) und des Niedersächsischen Straßengesetzes (NStrG) vom 24. Sept. 1980 (Nieders. GVBl. S. 359) zuletzt geändert durch Artikel 20 und 21 des Nieders. Rechtsvereinfachungsgesetzes vom 19. Sept. 1989 (Nieders. GVBl. S. 345) hat der Kreistag des Landkreises Hildesheim in seiner Sitzung am 23.03.2009 folgende Änderung der Satzung beschlossen:

Artikel 1

Der Gebührentarif erhält die sich aus der Anlage ergebende Fassung, Umstellung auf EURO erfolgt.

Artikel 2

Diese Änderung der Satzung tritt zum 01.04.2009 in Kraft.

Hildesheim, den 23. März 2009

Wegner

Landrat

03 / 2001
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